
§ 93

S ch äd l i c h e Ve rwendung

idF des EStG v. 8.10.2009 (BGBl. I 2009, 3366; BStBl. I 2009, 1346),
zuletzt geändert durch AltvVerbG v. 24.6.2013 (BGBl. I 2013, 1667;

BStBl. I 2013, 790)

(1) 1Wird gefördertes Altersvorsorgevermögen nicht unter den in § 1 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 und 10 Buchstabe c des Altersvorsorgeverträge-
Zertifizierungsgesetzes oder § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4, 5 und 10
Buchstabe c des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes in der bis
zum 31. Dezember 2004 geltenden Fassung genannten Voraussetzungen
an den Zulageberechtigten ausgezahlt (schädliche Verwendung), sind
die auf das ausgezahlte geförderte Altersvorsorgevermögen entfallenden
Zulagen und die nach § 10a Absatz 4 gesondert festgestellten Beträge
(Rückzahlungsbetrag) zurückzuzahlen. 2Dies gilt auch bei einer Auszah-
lung nach Beginn der Auszahlungsphase (§ 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes) und bei Auszahlun-
gen im Fall des Todes des Zulageberechtigten. 3Hat der Zulageberechtig-
te Zahlungen im Sinne des § 92a Absatz 2 Satz 4 Nummer 1 oder § 92a
Absatz 3 Satz 9 Nummer 2 geleistet, dann handelt es sich bei dem hierauf
beruhenden Altersvorsorgevermögen um gefördertes Altersvorsorgever-
mögen im Sinne des Satzes 1; der Rückzahlungsbetrag bestimmt sich in-
soweit nach der für die in das Wohnförderkonto eingestellten Beträge ge-
währten Förderung. 4Eine Rückzahlungsverpflichtung besteht nicht für
den Teil der Zulagen und der Steuerermäßigung,
a) der auf nach § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Altersvorsorgeverträ-

ge-Zertifizierungsgesetzes angespartes gefördertes Altersvorsorgever-
mögen entfällt, wenn es in Form einer Hinterbliebenenrente an die
dort genannten Hinterbliebenen ausgezahlt wird; dies gilt auch für
Leistungen im Sinne des § 82 Absatz 3 an Hinterbliebene des Steuer-
pflichtigen;

b) der den Beitragsanteilen zuzuordnen ist, die für die zusätzliche Absi-
cherung der verminderten Erwerbsfähigkeit und eine zusätzliche
Hinterbliebenenabsicherung ohne Kapitalbildung verwendet worden
sind;

c) der auf gefördertes Altersvorsorgevermögen entfällt, das im Fall des
Todes des Zulageberechtigten auf einen auf den Namen des Ehegat-
ten lautenden Altersvorsorgevertrag übertragen wird, wenn die Ehe-
gatten im Zeitpunkt des Todes des Zulageberechtigten nicht dauernd
getrennt gelebt haben (§ 26 Absatz 1) und ihren Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt in einem Mitgliedstaat der Europäischen Uni-
on oder einem Staat hatten, auf den das Abkommen über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) anwendbar ist;

d) der auf den Altersvorsorge-Eigenheimbetrag entfällt.
(1a) 1Eine schädliche Verwendung liegt nicht vor, wenn gefördertes Al-
tersvorsorgevermögen auf Grund einer internen Teilung nach § 10 des
Versorgungsausgleichsgesetzes oder auf Grund einer externen Teilung
nach § 14 des Versorgungsausgleichsgesetzes auf einen zertifizierten Al-
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tersvorsorgevertrag oder eine nach § 82 Absatz 2 begünstigte betriebliche
Altersversorgung übertragen wird; die auf das übertragene Anrecht entfal-
lende steuerliche Förderung geht mit allen Rechten und Pflichten auf die
ausgleichsberechtigte Person über. 2Eine schädliche Verwendung liegt
ebenfalls nicht vor, wenn gefördertes Altersvorsorgevermögen auf Grund
einer externen Teilung nach § 14 des Versorgungsausgleichsgesetzes auf
die Versorgungsausgleichskasse oder die gesetzliche Rentenversicherung
übertragen wird; die Rechte und Pflichten der ausgleichspflichtigen Per-
son aus der steuerlichen Förderung des übertragenen Anteils entfallen.
3In den Fällen der Sätze 1 und 2 teilt die zentrale Stelle der ausgleichs-
pflichtigen Person die Höhe der auf die Ehezeit im Sinne des § 3 Absatz 1
des Versorgungsausgleichsgesetzes entfallenden gesondert festgestellten
Beträge nach § 10a Absatz 4 und die ermittelten Zulagen mit. 4Die ent-
sprechenden Beträge sind monatsweise zuzuordnen. 5Die zentrale Stelle
teilt die geänderte Zuordnung der gesondert festgestellten Beträge nach
§ 10a Absatz 4 sowie der ermittelten Zulagen der ausgleichspflichtigen
und in den Fällen des Satzes 1 auch der ausgleichsberechtigten Person
durch Feststellungsbescheid mit. 6Nach Eintritt der Unanfechtbarkeit
dieses Feststellungsbescheids informiert die zentrale Stelle den Anbieter
durch einen Datensatz über die geänderte Zuordnung.
(2) 1Die Übertragung von gefördertem Altersvorsorgevermögen auf einen
anderen auf den Namen des Zulageberechtigten lautenden Altersvorsor-
gevertrag (§ 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 10 Buchstabe b des Altersvorsor-
geverträge-Zertifizierungsgesetzes) stellt keine schädliche Verwendung
dar. 2Dies gilt sinngemäß in den Fällen des § 4 Absatz 2 und 3 des Be-
triebsrentengesetzes, wenn das geförderte Altersvorsorgevermögen auf
eine der in § 82 Absatz 2 Buchstabe a genannten Einrichtungen der
betrieblichen Altersversorgung zum Aufbau einer kapitalgedeckten be-
trieblichen Altersversorgung übertragen und eine lebenslange Altersver-
sorgung im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Altersvorsor-
geverträge-Zertifizierungsgesetzes oder § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4
und 5 des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes in der bis zum
31. Dezember 2004 geltenden Fassung vorgesehen wird. 3In den übrigen
Fällen der Abfindung von Anwartschaften der betrieblichen Altersversor-
gung gilt dies, soweit das geförderte Altersvorsorgevermögen zugunsten
eines auf den Namen des Zulageberechtigten lautenden Altersvorsor-
gevertrages geleistet wird.
(3) 1Auszahlungen zur Abfindung einer Kleinbetragsrente zu Beginn der
Auszahlungsphase gelten nicht als schädliche Verwendung. 2Eine Klein-
betragsrente ist eine Rente, die bei gleichmäßiger Verrentung des gesam-
ten zu Beginn der Auszahlungsphase zur Verfügung stehenden Kapitals
eine monatliche Rente ergibt, die 1 Prozent der monatlichen Bezugsgrö-
ße nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch nicht übersteigt. 3Bei
der Berechnung dieses Betrags sind alle bei einem Anbieter bestehenden
Verträge des Zulageberechtigten insgesamt zu berücksichtigen, auf die
nach diesem Abschnitt geförderte Altersvorsorgebeiträge geleistet wur-
den.
(4) 1Wird bei einem einheitlichen Vertrag nach § 1 Absatz 1a Satz 1 Num-
mer 2 zweiter Halbsatz des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgeset-
zes das Darlehen nicht wohnungswirtschaftlich im Sinne des § 92a Ab-
satz 1 Satz 1 verwendet, liegt zum Zeitpunkt der Darlehensauszahlung
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eine schädliche Verwendung des geförderten Altersvorsorgevermögens
vor, es sei denn, das geförderte Altersvorsorgevermögen wird innerhalb
eines Jahres nach Ablauf des Veranlagungszeitraums, in dem das Darle-
hen ausgezahlt wurde, auf einen anderen zertifizierten Altersvorsorgever-
trag übertragen, der auf den Namen des Zulageberechtigten lautet. 2Der
Zulageberechtigte hat dem Anbieter die Absicht zur Kapitalübertragung,
den Zeitpunkt der Kapitalübertragung bis zum Zeitpunkt der Darlehens-
auszahlung und die Aufgabe der Absicht zur Kapitalübertragung mit-
zuteilen. 3Wird die Absicht zur Kapitalübertragung aufgegeben, tritt die
schädliche Verwendung zu dem Zeitpunkt ein, zu dem die Mitteilung
des Zulageberechtigten hierzu beim Anbieter eingeht, spätestens aber
am 1. Januar des zweiten Jahres nach dem Jahr, in dem das Darlehen aus-
gezahlt wurde.

Autorin: Dipl.-Finw. Anne Killat, Steuerberaterin, PKF FASSELT SCHLAGE,
Frankfurt am Main

Mitherausgeber: MichaelWendt, Richter am BFH, München
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Schrifttum: Siehe Vor § 79.

I. Grundinformation zu § 93

§ 93 regelt die rechtl. Rahmenbedingungen zur Rückforderung von Altersvor-
sorgezulage nach dem XI. Abschnitt und von StErmäßigungen nach § 10a, wenn
das geförderte Altersvorsorgevermögen schädlich verwendet wird, indem es zu
einer Auszahlung außerhalb der in § 1 Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungs-
gesetz (AltZertG) vorgegebenen Auszahlungsmodalitäten kommt. Für bestimm-
te Härtefälle sieht § 93 eine Ausnahme vor, zB wenn gefördertes Altersvorsor-
gevermögen bei Tod des Zulageberechtigten auf einen begünstigten
Altersvorsorgevertrag des überlebenden Ehegatten übergeht oder es im Rahmen
der internen oder externen Teilung nach dem Versorgungsausgleichsgesetz
(§§ 10, 14 VersAusglG) zu einer Übertragung von gefördertem Altersvorsor-
gevermögen kommt. Ebenfalls unschädlich sind bestimmte Übertragungen im
Rahmen der betrieblichen Altersversorgung. Auch Kleinbetragsrenten können
unschädlich abgefunden werden.

§ 93 Anm. 1 A. Allgemeine Erläuterungen
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II. Rechtsentwicklung des § 93

AVmG v. 26.6.2001 (BGBl. I 2001, 1310; BStBl. I 2001, 420): Die Regelung
wurde neu in das EStG eingefügt. Sie ist Teil des XI. Abschnitts und damit Teil
des Verfahrens zur Gewährung und Verwaltung der Altersvorsorgezulage. § 93
ist wie auch die übrigen Vorschriften des XI. Abschnitts zum 1.1.2002 in Kraft
getreten (Art. 35 Abs. 1 AVmG).
StÄndG 2001 v. 20.12.2001 (BGBl. I 2001, 3794; BStBl. I 2002, 4): In Abs. 1
wird in den Sätzen 1, 3, 5 und 6 das Wort „Altersvorsorgevermögen“ jeweils um
das Wort „gefördert“ ergänzt. Abs. 2 wird redaktionell überarbeitet. Die Ände-
rungen sind zum 1.1.2002 in Kraft getreten.
AltEinkG v. 5.7.2004 (BGBl. I 2004, 1427; BStBl. I 2004, 554):
E Abs. 1 Satz 1 und Satz 3 enthalten Folgeänderungen zu § 1 Abs. 1 Satz 1 Alt-
ZertG. Im Übrigen wird Abs. 1 redaktionell neu gefasst.
E Abs. 1a stellt sicher, dass Verfügungen, die im Rahmen der Regelung der
Scheidungsfolgen zu Lasten des stl. geförderten Altersvorsorgekapitals getroffen
werden, nicht zu einer schädlichen Verwendung führen, wenn das entsprechen-
de Kapital für eine in Abs. 1a bestimmte Versorgung des berechtigten Ehegatten
verwendet wird.
E Abs. 2 Satz 2 flankiert stl. das Recht des ArbN nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 und 3
BetrAVG, im Fall des ArbG-Wechsels das für ihn gebildete Betriebsrentenkapi-
tal zu seinem neuen ArbG bzw. dessen Versorgungseinrichtung mitzunehmen
(Portabilität). Außerdem erfolgen redaktionelle Änderungen, indem der Verweis
auf das Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung an die neue
Kurzbezeichnung – Betriebsrentengesetz – angepasst wird und eine Folgeände-
rung zur Änderung des § 1 Abs. 1 Satz 1 AltZertG erfolgt.
E Abs. 3 lässt die Abfindung einer Kleinbetragsrente zu Beginn der Auszah-
lungsphase zu; dies stellt keine schädliche Verwendung dar.
Die Regelungen sind zum 1.1.2005 in Kraft getreten.
JStG 2007 v. 13.12.2006 (BGBl. I 2006, 2878; BStBl. I 2007, 28): In Abs. 3
Satz 2 werden die Worte „vom Hundert“ durch „Prozent“ ersetzt.
EigRentG v. 29.7.2008 (BGBl. I 2008, 1509, BStBl. I 2008, 818): In Abs. 1
Satz 2 wird der Klammerzusatz „(§ 1 Abs. 1 Nr. 2 des Altersvorsorgeverträge-
Zertifizierungsgesetzes)“ durch den Klammerzusatz „(§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes)“ ersetzt. Die Änderung ist
mit Wirkung ab dem 1.8.2008 in Kraft getreten.
VAStrRefG v. 3.4.2009 (BGBl. I 2009, 700; BStBl. I 2009, 534): Abs. 1a wird an
die im Rahmen der Strukturreform des Versorgungsausgleichs geänderten Rah-
menbedingungen des Versorgungsausgleichs angepasst, um den strechtl. Zweck
der Vorschrift zu erhalten. Die Änderung ist mit Wirkung zum 1.9.2009 in Kraft
getreten.
EURLUmsG v. 8.4.2010 (BGBl. I 2010, 386; BStBl. I 2010, 334): Abs. 1 Satz 4
Buchst. c wird mit Inkrafttreten des Gesetzes am Tag nach der Verkündung eu-
roparechtskonform ausgestaltet.
JStG 2010 v. 8.12.2010 (BGBl. I 2010, 1768; BStBl. I 2010, 1394): Abs. 1a wird
neu gefasst. Abs. 4 wird neu angefügt. Abs. 1a ist rückwirkend zum 1.1.2009 in
Kraft getreten (Art. 32 Abs. 2 JStG 2010). Abs. 4 ist gem. Art. 32 Abs. 1 JStG
2010 am Tag nach der Verkündung – also am 14.12.2010 – in Kraft getreten
und gilt somit nach der allgemeinen Anwendungsregelung in § 52 Abs. 1 erst-
mals für den VZ 2010.
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AltvVerbG v. 24.6.2013 (BGBl. I 2013, 1667; BStBl. I 2013, 790): Abs. 4 Satz 1
wird neu gefasst. In Abs. 4 Satz 2 werden die Wörter „bis zum Zeitpunkt der
Darlehensauszahlung“ eingefügt. In Abs. 4 Satz 3 werden die Wörter „oder der
Zulageberechtigte die Wohnung letztmals zu eigenen Wohnzwecken nutzt“ ge-
strichen. Die Änderungen sind zum 1.7.2013 (Art. 5 AltvVerbG) in Kraft getre-
ten.

III. Bedeutung des § 93

Sinn und Zweck der Förderung eines nach § 5 AltZertG zertifizierten Altersvor-
sorgevertrags und bestimmter Durchführungswege der betrieblichen Altersver-
sorgung mit Altersvorsorgezulage (§ 83) und SA-Abzug nach § 10a ist, dass der
Zulageberechtigte im Alter über eine zusätzliche regelmäßige Einnahmequelle
bis zum Tod verfügt, um Leistungseinschränkungen in den gesetzlichen Absi-
cherungssystemen aufzufangen. Um eine Fehllenkung staatlicher Mittel zu ver-
meiden, hat der Gesetzgeber mit § 93 eine Vorschrift vorgesehen, die rechtl.
Rahmenbedingungen zur Rückforderung gewährter Förderungen schafft, wenn
gefördertes Altersvorsorgevermögen außerhalb der in § 1 AltZertG vorgege-
benen Auszahlungsmodalitäten verwendet wird. Um Härten zu vermeiden, zieht
allerdings die Übertragung geförderten Altersvorsorgevermögens im Falle des
Todes des Zulageberechtigten auf einen begünstigten Altersvorsorgevertrag des
überlebenden Ehegatten (Abs. 1 Satz 4 Buchst. c) und die Übertragung im
Rahmen einer internen oder externen Teilung nach dem Versorgungsaus-
gleichsgesetz (Abs. 1a) keine negativen Folgen nach sich. Auch die Übertragung
geförderten Altersvorsorgevermögens auf einen anderen begünstigten Altersvor-
sorgevertrag sowie bestimmte Übertragungen im Bereich der betrieblichen Al-
tersversorgung sind unschädlich (Abs. 2 Sätze 1 und 3). Eine Kleinbetragsrente
kann förderunschädlich abgefunden werden (Abs. 3). Wird das Darlehen eines
Vertrags nach § 1 Abs. 1a Satz 1 Nr. 2 Halbs. 2 AltZertG nicht für eine woh-
nungswirtschaftliche Verwendung eingesetzt, liegt eine schädliche Verwendung
vor . Da mit einer Fehlverwendung der Darlehen nicht zwingend der Wegfall
der Eigennutzung einhergeht, der bei einem Eigenheimrentenvertrag zu einer
Besteuerung des Wohnförderkontos führt, wird zudem sichergestellt, dass keine
Sanktionslücke besteht. Allerdings räumt der Gesetzgeber dem Zulageberechtig-
ten Heilungsmöglichkeiten ein, um die Folgen einer schädlichen Verwendung
zu vermeiden (Abs. 4).

IV. Geltungsbereich des § 93

Sachlicher Geltungsbereich: § 93 ist auf nach dem XI. Abschnitt und § 10a
gefördertes Altersvorsorgevermögen in einem nach § 5 AltZertG zertifizierten
Altersvorsorgevertrag und zugunsten der betrieblichen Altersversorgung iSd.
§ 82 Abs. 2 anwendbar.
Persönlicher Geltungsbereich: § 93 hat Bedeutung für unmittelbar zulage-
berechtigte Stpfl. iSd. § 10a Abs. 1 (zB in der inländ. gesetzlichen Rentenver-
sicherung Pflichtversicherte, Empfänger von inländ. Besoldung nach dem
BBesG oder einem Landesbesoldungsgesetz oder inländ. Amtsbezügen) und für
mittelbar Zulageberechtigte iSd. § 79 Satz 2.

§ 93 Anm. 2–4 A. Allgemeine Erläuterungen
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V. Verhältnis des § 93 zu anderen Vorschriften

Verhältnis zu § 94: § 93 regelt die rechtl. Rahmenbedingungen, unter denen
eine schädliche Verwendung vorliegt. § 94 enthält die Regelungen zur Durch-
führung der Rückforderung der auf das schädlich verwendete Altersvorsorgever-
mögen gewährten Förderungen.
Verhältnis zu § 95: § 95 regelt Sonderfälle, in denen es zur Rückforderung von
Förderungen kommen kann. In diesen Fällen gilt § 93 entsprechend.

B. Erläuterungen zu Abs. 1:
Voraussetzungen, Rechtsfolgen und Ausnahmen zur

schädlichen Verwendung

I. Voraussetzungen und Rechtsfolgen der schädlichen Verwen-
dung (Abs. 1 Sätze 1 und 2)

1. Unschädliche Verwendung von Altersvorsorgevermögen

Unschädliche Auszahlungen aus einem Altersvorsorgevertrag nach dem
AltZertG: Damit das im Rahmen der geförderten privaten Altersvorsorge auf-
gebaute Altersvorsorgevermögen auch tatsächlich im Alter zur Verstärkung der
Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung zur Verfügung steht, hat der Ge-
setzgeber im AltZertG genau festgelegt, auf welche Weise es zu einer Auszah-
lung an den Stpfl. aus einem geförderten Altersvorsorgevertrag kommen darf.
Danach bestehen folgende Möglichkeiten:
E Leibrente: frühestens mit Vollendung des 60. Lebensjahres (bei nach dem
31.12.2011 abgeschlossenen Verträgen grds. mit Vollendung des 62. Lebensjah-
res; § 14 Abs. 2 AltZertG) oder mit Beginn der Altersrente aus der gesetzlichen
Rentenversicherung oder nach dem Gesetz über die Alterssicherung der Land-
wirte (Beginn der Auszahlungsphase) oder mit Beginn einer Versorgung nach
beamten- oder soldatenversorgungsrechtl. Regelungen wegen Erreichens der Al-
tersgrenze wird das geförderte Altersvorsorgevermögen in Form einer lebens-
langen gleichbleibenden oder steigenden monatlichen Leibrente ausgezahlt (§ 1
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 AltZertG);
E Auszahlungsplan mit Teilkapitalverrentung: Ab dem Beginn der Auszahlungsphase
erfolgt eine Auszahlung des geförderten Altersvorsorgevermögens in Form ei-
nes Auszahlungsplans mit unmittelbar anschließender lebenslanger Teilkapital-
verrentung (bis zur Vollendung des 85. Lebensjahres zugesagte gleichbleibende
oder steigende monatliche Raten oder zugesagte gleichbleibende oder steigende
monatliche Teilraten und zusätzlich variable Teilraten und spätestens ab Voll-
endung des 85. Lebensjahres eine gleichbleibende oder steigende lebenslange
Leibrente, deren erste monatliche Rentenleistung mindestens so hoch ist wie die
letzte monatliche Auszahlung aus dem Auszahlungsplan (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
Buchst. a AltZertG);
E Hinterbliebenen-/Erwerbsminderungsrente: Auszahlung in Form einer Hinterblie-
benenrente oder einer Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit oder
Dienstunfähigkeit (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AltZertG);

B. Abs. 1: Schädliche Verwendung Anm. 5–6 § 93
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E Einmalkapitalauszahlung: Auszahlung in Form einer einmaligen Teilkapitalaus-
zahlung von bis zu 30 % des zu Beginn der Auszahlungsphase zur Verfügung
stehenden Kapitals (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buchst. a AltZertG);
E Zusammengefasste Jahresleistung: Auszahlung in Form eines zusammengefassten
Auszahlungsbetrags iHv. bis zu zwölf Monatsleistungen (Leibrente wegen Al-
ters, Auszahlungsplanrate, Hinterbliebenen- oder Erwerbsminderungsrente);
E Kleinbetragsrente: Auszahlung in Form einer Abfindung einer Kleinbetragsrente
iSd. Abs. 3;
E Vertragswechsel: Übertragung des geförderten Kapitals auf einen anderen auf
den Namen des Zulageberechtigten lautenden Altersvorsorgevertrag im Verlauf
der Ansparphase;
E Erträge der Auszahlungsphase: Auszahlung der in der Auszahlungsphase angefal-
lenen bereits erwirtschafteten Zinsen und Erträge (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
Buchst. a AltZertG);
E Nutzungsentgelt Genossenschaftswohnung: „Auszahlung“ in Form der Vermin-
derung des monatlichen Nutzungsentgelts für eine vom Zulageberechtigten
selbst genutzte Genossenschaftswohnung (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buchst. b Alt-
ZertG) ggf. mit einer Teilkapitalverrentung ab spätestens dem 85. Lebensjahr
des Zulageberechtigten;
E Vertragswechsel bei Aufgabe der Selbstnutzung einer Genossenschaftswohnung: Übertra-
gung der eingezahlten Eigenbeiträge, Zulagen und gutgeschriebenen Erträge auf
einen auf den Namen des Zulageberechtigten lautenden Altersvorsorgevertrag
im Fall der Aufgabe der Selbstnutzung der Genossenschaftswohnung, des Aus-
schlusses, des Ausscheidens des Mitglieds aus der Genossenschaft oder der Auf-
lösung der Genossenschaft (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 Buchst. a AltZertG);
E Vertragskündigung in der Auszahlungsphase: Übertragung des noch nicht ver-
brauchten Kapitals auf einen anderen auf den Namen des Zulageberechtigten
lautenden Altersvorsorgevertrag desselben oder eines anderen Anbieters, wenn
im Fall der Verminderung des monatlichen Nutzungsentgelts für eine vom Zula-
geberechtigten selbst genutzte Genossenschaftswohnung der Vertrag bei Auf-
gabe der Selbstnutzung der Genossenschaftswohnung in der Auszahlungsphase
gekündigt wird (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 11 AltZertG);
E Versorgungsausgleich: Übertragung von gefördertem Altersvorsorgevermögen
im Fall des Versorgungsausgleichs aufgrund einer internen oder externen
Teilung nach §§ 10, 14 VersAusglG auf einen auf den Namen der ausgleichs-
berechtigten Person lautenden Altersvorsorgevertrag oder eine nach § 82 Abs. 2
begünstigte betriebliche Altersversorgung (einschließlich der Versorgungsaus-
gleichskasse nach dem Gesetz über die Versorgungsausgleichskasse, Abs. 1a
Satz 1);
E Tod des Zulageberechtigten: Übertragung des geförderten Altersvorsorgever-
mögens im Fall des Todes des Zulageberechtigten auf einen auf den Namen des
Ehegatten/Lebenspartner lautenden Altersvorsorgevertrag, wenn die Ehegat-
ten/Lebenspartner im Zeitpunkt des Todes des Zulageberechtigten nicht dau-
ernd getrennt gelebt haben (§ 26 Abs. 1) und ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen
Aufenthalt in einem EU-/EWR-Staat hatten;
E Altersvorsorge-Eigenheimbetrag: im Verlauf der Ansparphase als Altersvorsorge-
Eigenheimbetrag iSd. § 92a (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 Buchst. c AltZertG).
Zu den Einzelheiten vgl. BMF v. 24.7.2013, BStBl. I 2013, 1022 – Tz. 190 ff.
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Beschränkungen gelten nur für gefördertes Altersvorsorgevermögen: Da
die Auszahlungsbeschränkungen einen Missbrauch der Förderung verhindern
sollen, können sie sich nur auf den Anteil des Altersvorsorgevermögens bezie-
hen, der aus begünstigten Beiträgen gebildet worden ist. Nur der Vermögens-
anteil, der staatlich gefördert worden ist, kann mit den Folgen des § 93 belegt
werden.
E Aufteilung bei Altverträgen: Da der Gesetzgeber über § 1 Abs. 1 Satz 3 AltZertG
aF (vor Verabschiedung des EigRentG v. 29.7.2008) zugelassen hat, dass auch
Altverträge, die vor dem 1.8.2001 abgeschlossen worden sind, in einen begüns-
tigten Altersvorsorgevertrag umgewandelt werden können, und auch Beitrags-
leistungen, die über den gesetzlich geförderten Höchstbeträgen des § 10a liegen,
zulässig sind, muss das vorhandene Altersvorsorgevermögen uU in gefördertes
und nicht gefördertes Vermögen aufgeteilt werden, denn bezüglich des Altkapi-
tals, das vor der Umwandlung angespart worden ist, und des Kapitals, das aus
ungeförderten überzahlten Beiträgen aufgebaut worden ist, liegt keine Steuerver-
haftung vor, die zu einer schädlichen Verwendung iSd. § 93 führen kann. Soweit
Altersvorsorgevermögen entnommen wird, das aus ungeförderten Beiträgen –
einschließlich der darauf entfallenden Erträge und Wertsteigerungen – stammt,
findet § 93 keine Anwendung. In diesen Fällen kann sich nur die Frage stellen,
inwieweit im Auszahlungsbetrag enthaltene Erträge und Wertsteigerungen der
nachgelagerten Besteuerung nach § 22 Nr. 5 Satz 2 unterliegen.
E Bei einer schädlichen Teilkapitalauszahlung unterstellt die FinVerw. aus Gründen
der Meistbegünstigung, dass zunächst das ungeförderte Kapital als entnommen
gilt (vgl. BMF v. 24.7.2013, BStBl. I 2013, 1022 – Tz. 226).
Unschädliche Auszahlung aus einem geförderten betrieblichen Altersvor-
sorgevermögen: Hat der Stpfl. für Beiträge an einen Pensionsfonds, eine Pensi-
onskasse oder eine Direktversicherung die Förderung nach dem XI. Abschnitt
oder § 10a in Anspruch genommen (zu den Voraussetzungen hierzu vgl. § 82
Anm. 5–7), kommt die Entnahme eines Altersvorsorge-Eigenheimbetrags nach
§ 92a nicht in Betracht, da dieser für die betriebliche Altersvorsorge gesetzlich
nicht vorgesehen ist. Soweit es bezüglich der betrieblichen Altersversorgung zu
einer Kapitalauszahlung kommt, was rechtl. möglich ist, muss auch hier unter-
schieden werden, ob nach dem XI. Abschnitt oder § 10a gefördertes oder unge-
fördertes Kapital entnommen wird.
Keine Rückgängigmachung der Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 63: Die Fäl-
le, in denen der Stpfl. für die Beiträge an einen Pensionsfonds oder eine Pensi-
onskasse nicht die Altersvorsorgezulage nach dem XI. Abschnitt oder den SA-
Abzug nach § 10a in Anspruch genommen hat, sondern die StBefreiung nach
§ 3 Nr. 63, werden von § 93 systematisch zutreffend nicht erfasst, denn eine
StBefreiung kann nicht zurückgefordert werden. In diesen Fällen kann sich nur
die Frage stellen, nach welcher Vorschrift die Auszahlung derart geförderten Al-
tersvorsorgevermögens außerhalb der Regelungen des § 1 AltZertG der Be-
steuerung unterliegt. Derartige Auszahlungen dürften uE der nachgelagerten Be-
steuerung nach § 22 Nr. 5 Satz 1 unterliegen.

2. Schädliche Verwendung von Altersvorsorgevermögen

Schädliche Auszahlungen: Kommt es zu einer Auszahlung zu Lebzeiten des
Berechtigten, die nicht den Voraussetzungen des AltZertG entspricht (s.
Anm. 6), liegt nach der Legaldefinition in Abs. 1 Satz 1 eine sog. schädliche Ver-

I. Voraussetzungen/Rechtsfolgen (Sätze 1 und 2) Anm. 6–7 § 93
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wendung von Altersvorsorgevermögen vor, die die in Anm. 8 geschilderten
Rechtsfolgen nach sich zieht. Hierunter fallen grds. folgende Auszahlungsfälle:
E (Teil-)Kapitalauszahlung aus einem geförderten Altersvorsorgevertrag an den
Zulageberechtigten während der Ansparphase oder nach Beginn der Auszah-
lungsphase, soweit das Kapital nicht als Altersvorsorge-Eigenheimbetrag, im
Rahmen einer Rente, eines Auszahlungsplans oder einer Verminderung des mo-
natlichen Nutzungsentgelts für eine vom Zulageberechtigten selbst genutzte Ge-
nossenschaftswohnung iSd. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 Buchst. a und b AltZertG
oder als Abfindung einer Kleinbetragsrente ausgezahlt wird;
E Versorgungsausgleich: (Teil-)Kapitalauszahlung aus gefördertem Altersvorsor-
gevermögen bei einer externen Teilung (§ 14 VersAusglG) im Rahmen des Ver-
sorgungsausgleichs, soweit das Kapital nicht unmittelbar zur Begründung eines
Anrechts in einem Altersvorsorgevertrag oder in einer nach § 82 Abs. 2 begüns-
tigten betrieblichen Versorgung (einschließlich Versorgungsausgleichskasse) ver-
wendet wird;
E Abfindung einer unverfallbaren oder verfallbaren betrieblichen Versorgungs-
anwartschaft während der Ansparphase (das Abfindungsverbot des § 3 Betr-
AVG gilt nur, wenn die Abfindung im Zusammenhang mit der Beendigung des
Arbeitsverhältnisses steht) oder Abfindung bereits laufender Rentenleistungen
aus der betrieblichen Altersvorsorge (zu Ausnahmen vgl. Anm. 16);
E Widerruf einer verfallbaren Bezugsberechtigung im Fall einer arbeitgeberfinanzierten
Direktversicherung bei Ausscheiden des ArbN aus dem Unternehmen (bei ent-
geltlichem Wechsel des Versicherungsnehmers vgl. Anm. 17).
Dies gilt auch für schädliche Auszahlungen nach dem Tod des Berechtigten,
denn nach der Intention des Gesetzgebers soll die stl. Förderung demjenigen zu-
gute kommen, der von der Absenkung des Rentenniveaus in der gesetzlichen
Rentenversicherung bzw. von der Absenkung der Pensionen betroffen ist. Es
handelt sich insoweit um eine höchstpersönliche Förderung der Altersvorsorge
einer bestimmten Person. Die Leistungsfähigkeit der Erben soll hingegen durch
die staatliche Förderung der Altersvorsorge nicht erhöht werden. Zu Ausnah-
men von der Rückzahlungsverpflichtung s. Anm. 10 und 12.

3. Rechtsfolgen einer schädlichen Verwendung

Liegt eine schädliche Verwendung von gefördertem Altersvorsorgevermögen
vor, sind die auf das schädlich verwendete Altersvorsorgevermögen entfallen-
den, während der gesamten Ansparphase gezahlten Altersvorsorgezulagen und
die in dieser Phase nach § 10a Abs. 4 gesondert festgestellten zusätzlichen Steu-
ervorteile zurückzuzahlen (zum Verfahren vgl. § 94 Anm. 3–5). Damit wird die
staatliche Förderung im Nachhinein aufgehoben und der Altersvorsorgevertrag
im Ergebnis zu einem ungeförderten Vertrag. Gleiches gilt auch in Bezug auf
Pensionsfonds, Pensionskassen und Direktversicherungen. Zusätzlich zur Rück-
zahlung der staatlichen Förderung kommt es zur Erfassung der bis dahin in
dem Vertrag angesammelten Zuwächse (zB Zinserträge, Kursgewinne) als sons-
tige Einkünfte im Rahmen der EStVeranlagung für den VZ der schädlichen Ver-
wendung des Altersvorsorgevermögens (§ 22 Nr. 5 Satz 3).

Beispiel: A, ledig, hat (ab 2008) über 20 Jahre mit jährlich 2100 E einen Altersvorsor-
gevertrag bespart (einschließlich Grundzulage von 154 E). Er hat zusätzlich zur Zulage
von 3080 E über die gesamte Ansparphase einen Steuervorteil iHv. 20000 E erhalten.
Über die Laufzeit wurden Erträge iHv. 8000 E erwirtschaftet, die mit 3000 E auf Wert-

§ 93 Anm. 7–8 B. Abs. 1: Schädliche Verwendung
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steigerungen entfallen. Noch vor Beginn der Auszahlungsphase entnimmt A im Jahr
2028 das gesamte Kapital von 50000 E für private Zwecke.
Die Kapitalauszahlung gilt gem. Abs. 1 als schädliche Verwendung von gefördertem
Altersvorsorgevermögen. Sie hat die Rückforderung der gesamten staatlichen För-
derung iHv. 23080 E (Zulage 3080 E und Steuervorteil 20000 E) zur Folge. Außerdem
muss A im Fehlverwendungsjahr 2028 die Erträge gem. § 22 Nr. 5 Satz 3 iVm. Satz 2
Buchst. c mit dem (hälftigen) Unterschiedsbetrag versteuern.

II. Ausnahmeregelungen zur schädlichen Verwendung (Abs. 1
Sätze 3 und 4)

1. Zahlungen zur Minderung eines Wohnförderkontos (Abs. 1 Satz 3)

Systematik des Wohnförderkontos: Abs. 1 Satz 3 flankiert die Einführung ei-
nes Wohnförderkontos durch das EigRentG v. 29.7.2008 (BGBl. I 2008, 1509;
BStBl. I 2008, 818). Mit diesem Gesetz hat der Gesetzgeber die Möglichkeiten
erweitert, gefördertes Altersvorsorgevermögen zur Finanzierung einer selbst-
genutzten Immobilie entnehmen zu können (§ 92a) Zusätzlich hat er in § 82
Abs. 1 Regelungen geschaffen, wonach für Tilgungsleistungen zur Finanzierung
einer selbstgenutzten Wohnung die Altersvorsorgezulage nach dem XI. Ab-
schnitt und der SA-Abzug nach § 10a in Anspruch genommen werden können.
Da es in diesen Fällen in der Auszahlungsphase nicht zur Auszahlung von Leis-
tungen kommen kann, nach dem Fördersystem jedoch eine nachgelagerte Be-
steuerung des geförderten Altersvorsorgevermögens erfolgen muss, werden der
Altersvorsorge-Eigenheimbetrag und die geförderten Tilgungsleistungen ein-
schließlich der gewährten Altersvorsorgezulagen in ein sog. Wohnförderkonto
eingestellt, das in der Auszahlungsphase nach bestimmten Regeln aufgelöst und
versteuert wird (vgl. § 92a Abs. 2). Eine Besteuerung des Wohnförderkontos
kann gem. § 92a Abs. 3 ebenfalls einsetzen, wenn die geförderte Immobilie nicht
mehr zu eigenen Wohnzwecken genutzt wird. Gemäß § 92a Abs. 2 Satz 4 Nr. 1
und § 92a Abs. 3 Satz 9 Nr. 2 hat der Gesetzgeber dem Zulageberechtigten
Möglichkeiten eingeräumt, Zahlungen zur Minderung der in das Wohnförder-
konto eingestellten Beträge zugunsten eines auf seinen Namen lautenden zertifi-
zierten Altersvorsorgevertrags zu leisten, um insoweit die Besteuerung des
Wohnförderkontos nach § 22 Nr. 5 zu vermeiden.
Flankierung für den Fall der schädlichen Verwendung: Abs. 1 Satz 3 be-
stimmt, dass der Minderungsbetrag als gefördertes Vermögen anzusehen ist und
die auf die in das Wohnförderkonto eingestellten Beträge entfallenden Alters-
vorsorgezulagen und gem. § 10a gewährten Steuervorteile diesem Minderungs-
betrag zuzurechnen sind. Diese Regelung war erforderlich, um keine Besteue-
rungslücke entstehen zu lassen, denn der Minderungsbetrag selbst gehört nach
§ 82 Abs. 4 Nr. 4 nicht zu den Altersvorsorgebeiträgen, kann also selbst nicht
gefördert werden. Gleichwohl wird er aber eingesetzt, um auf dem Wohnförder-
konto eingestellte Altersvorsorgebeiträge aus der späteren Besteuerung heraus-
zulösen. Dies muss nach der Systematik des Gesetzes zur Folge haben, dass die
auf die in das Wohnförderkonto eingestellten Beträge entfallende Förderung auf
den Minderungsbetrag übergeht. Wird aus dem Minderungsbetrag resultierendes
Altersvorsorgevermögen schädlich verwendet, ist über Abs. 1 Satz 3 sicher-
gestellt, dass die entsprechenden Förderungen zurückgefordert werden können.

II. Ausnahmeregelungen (Sätze 3 und 4) Anm. 8–9 § 93
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2. Zahlung einer Hinterbliebenenrente (Abs. 1 Satz 4 Buchst. a)

Begünstigte Altersvorsorge mit Hinterbliebenenabsicherung: Eine Hinter-
bliebenenabsicherung kann erfolgen, indem mit dem Vertragsanbieter bzw. mit
der Versorgungseinrichtung vereinbart wird, dass eine echte Zusatzversicherung
abgeschlossen wird, die zwar zivilrechtl. Teil des Altersvorsorgevertrags ist, für
die aber gesonderte Beiträge ausgewiesen werden. Es kann jedoch auch be-
stimmt werden, dass für den Fall des Todes des Stpfl. aus dem bis dahin gebilde-
ten Kapital eine Summe oder alternativ eine Rente an die Hinterbliebenen aus-
gezahlt wird. In beiden Fällen ist eine Begünstigung möglich.
E Altersvorsorgevertrag: § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AltZertG sieht vor, dass im Rah-
men eines Altersvorsorgevertrags auch eine ergänzende Hinterbliebenenabsiche-
rung (Hinterbliebenenrente) zugunsten des überlebenden Ehegatten und der
Kinder, für die dem Vertragspartner zum Zeitpunkt des Eintritts des Versor-
gungsfalls ein Anspruch auf Kindergeld oder ein Freibetrag nach § 32 Abs. 6 zu-
gestanden hätte, vereinbart werden kann. Der Anspruch auf Waisenrente darf al-
lerdings längstens für den Zeitraum bestehen, in dem der Rentenberechtigte die
Voraussetzungen für die Berücksichtigung als Kind iSd. § 32 erfüllt. Aufgrund
einer internen Anweisung des BMF an die zentrale Stelle gilt im Vorgriff auf eine
künftige Anpassung des AltZertG auch der Lebenspartner als begünstigter Hin-
terbliebener (vgl. § 82 Anm. 14).
E Betriebliche Altersvorsorge: Über § 82 Abs. 3 wird die Möglichkeit der Hinterblie-
benenabsicherung auch für die betrieblichen Durchführungswege Pensions-
fonds, Pensionskasse und Direktversicherung eingeräumt, wenn in der Leis-
tungsphase die Auszahlung in Form einer Rente erfolgt. Es ist allerdings zu
beachten, dass der Kreis der begünstigten Hinterbliebenen im Rahmen der be-
trieblichen Altersversorgung weiter gefasst ist, denn § 1 Abs. 1 BetrAVG spricht
nur allgemein von Hinterbliebenenversorgung. Danach ist zB auch der frühere
Ehegatte, der Lebenspartner und in Einzelfällen auch der nichteheliche Lebens-
gefährte begünstigt (vgl. insoweit BMF v. 24.7.2013, BStBl. I 2013, 1022 – Tz.
287).
Keine Rückforderung der staatlichen Förderungen bei Zahlung einer
Hinterbliebenenrente: Kommt es im Todesfall des Zulageberechtigten zur
Zahlung einer Hinterbliebenenrente an den im Einzelnen begünstigten Per-
sonenkreis, besteht nach Abs. 1 Satz 4 Buchst. a keine Rückzahlungsverpflich-
tung für die entsprechenden Zulagen und zusätzlichen Steuervorteile. Auch die
Erträge aus der Ansparphase unterliegen im Nachhinein nicht gesondert der
nachgelagerten Besteuerung. Allerdings haben die auf diese Weise versorgten
Hinterbliebenen die Rente nachgelagert nach § 22 Nr. 5 zu versteuern.
Eine Hinterbliebenenrente in diesem Sinne liegt auch vor, wenn es faktisch nur
zu einer einzigen Zahlung kommt, zB wenn der Zulageberechtigte im August
verstirbt und bei dem begünstigten Kind als Hinterbliebenem im September des
gleichen Jahres die Voraussetzungen des § 32 Abs. 6 wegfallen (vgl. BMF v.
26.9.2001 – IV C 4 - S 2221 - 747/01, nv.).

3. Echte Zusatzrisikoabsicherung (Abs. 1 Satz 4 Buchst. b)

Rückforderung bei echter Zusatzversicherung und Kapitalauszahlung aus
Alterssicherungsvermögen an Hinterbliebene: Sah der Vertrag eine echte
Zusatzversicherung vor, hängt die Rückzahlungspflicht vom Schicksal des zur
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Altersabsicherung dienenden Vorsorgevermögens ab. Fällt dieses Vermögen der
Versichertengemeinschaft oder dem Anbieter des entsprechenden Vertrags an-
heim, greift § 93 nicht ein. Das noch vorhandene Altersvorsorgekapital gelangt
nicht zur Auszahlung und eine Rückzahlungsverpflichtung für den Teil der Zu-
lagen und StErmäßigungen, der den Beitragsanteilen zuzuordnen ist, die für die
zusätzliche Absicherung der Hinterbliebenen ohne Kapitalbildung verwendet
worden sind, besteht nicht (Abs. 1 Satz 4 Buchst. b). Kommt es hingegen bezo-
gen auf den Kapitalanteil aus dem Altersvorsorgekapital zu einer Kapitalauszah-
lung an die Erben, sind nach Abs. 1 Satz 2 die entsprechenden Förderungen zu-
rückzufordern und auch die anteiligen Erträge und Wertzuwächse aus der
Ansparphase unterliegen dann der Besteuerung nach § 22 Nr. 5.
Rückforderung bei zusätzlicher Absicherung der verminderten Erwerbs-
fähigkeit: Entsprechende Regelungen sieht Abs. 1 Satz 4 Buchst. b für die ech-
te Zusatzversicherung im Fall der Erwerbsminderung vor. Zulagen und StEr-
mäßigungen, die den Beitragsanteilen zuzuordnen sind, die für die zusätzliche
Absicherung gegen Erwerbsminderung ohne Kapitalbildung verwendet worden
sind, unterliegen nicht der Rückzahlungsverpflichtung. Die Risikoabsicherung
von Erwerbsminderung wird also wie der Hinterbliebenenschutz als eigenständi-
ges Förderungsziel anerkannt. Kommt es zur Zahlung einer Erwerbsmin-
derungsrente, unterliegt diese als auf geförderten Beiträgen beruhend der nach-
gelagerten Besteuerung nach § 22 Nr. 5 Satz 1.

4. Auszahlung des Altersvorsorgevermögens an überlebenden Ehegatten
(Abs. 1 Satz 4 Buchst. c)

Grundsätzlich Rückzahlungsverpflichtung (Abs. 1 Satz 2):Wird im Fall des
Todes des Zulageberechtigten das geförderte Altersvorsorgevermögen an die
Erben ausgezahlt, ist dies grds. schädlich und hat nach Abs. 1 Satz 2 die Rück-
forderung der Förderung zur Folge; s. Anm. 7.
Ausnahme für den Ehegatten/Lebenspartner: Wird das Kapital an den
überlebenden Ehegatten/Lebenspartner ausgezahlt, fordert der Gesetzeszweck
nicht generell, die Folgen der schädlichen Verwendung eintreten zu lassen, denn
auch der überlebende Ehegatte/Lebenspartner ist von der Absenkung des Ren-
tenniveaus betroffen, da durch die Rentenreform im Rahmen des AVmG nicht
nur die Altersrenten abgesenkt worden sind, sondern auch die Hinterbliebenen-
versorgung aus der gesetzlichen Rentenversicherung. Dies gilt aufgrund der Än-
derungen im Versorgungsänderungsgesetz 2001 v. 20.12.2001 (BGBl. I 2001,
3926; BStBl. I 2002, 56) entsprechend für die Hinterbliebenen von Pensions-
berechtigten (vgl. Vor § 79 Anm. 2).
E Keine Rückzahlung bei Übertragung des Altersvorsorgevermögens auf einen Altersvorsor-
gevertrag des Ehegatten/Lebenspartners: Für den Fall, dass die Ehegatten/Lebens-
partner im Zeitpunkt des Todes des Zulageberechtigten nicht dauernd getrennt
gelebt haben (§ 26 Abs. 1), ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in ei-
nem EU-/EWR-Staat hatten und das angesparte geförderte Altersvorsorgever-
mögen in einem Betrag auf einen auf den Namen des überlebenden Ehegatten/
Lebenspartners lautenden Altersvorsorgevertrag übertragen wird, treten nach
Abs. 1 Satz 4 Buchst. c die Folgen der schädlichen Verwendung nicht ein. Ledig-
lich die später dem überlebenden Ehegatten/Lebenspartner zufließenden Ren-
tenzahlungen unterliegen dann der nachgelagerten Besteuerung nach § 22 Nr. 5.
Die Auszahlungsphase darf in einem solchen Fall aber erst beginnen, wenn der

II. Ausnahmeregelungen (Sätze 3 und 4) Anm. 11–12 § 93
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überlebende Ehegatte/Lebenspartner selbst die entsprechenden Alterskriterien
des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 AltZertG erfüllt. Eine Übertragung auf einen auf
den Namen des überlebenden Ehegatten/Lebenspartner lautenden Altersvor-
sorgevertrag kann zB durch Abtretung des Auszahlungsanspruchs erfolgen. Un-
erheblich ist, ob der Vertrag des überlebenden Ehegatten/Lebenspartners be-
reits bestand oder im Zuge der Kapitalübertragung neu abgeschlossen wird und
ob der überlebende Ehegatte/Lebenspartner selbst zum begünstigten Personen-
kreis gehört oder nicht.
E Schädliche Verwendung bei Fortsetzung der Ratenzahlung an Ehegatten/Lebenspartner:
Eine (weitere) ratierliche Auszahlung des verbleibenden Altersvorsorgever-
mögens nach dem Tod des Zulageberechtigten stellt grds. auch dann eine schäd-
liche Verwendung dar, wenn sie an den überlebenden Ehegatten/Lebenspartner
erfolgt. Etwas anderes gilt nur, wenn die jeweiligen Rentengarantieleistungen
fortlaufend mit dem jeweiligen Auszahlungsanspruch unmittelbar zugunsten ei-
nes zertifizierten Altersvorsorgevertrags des überlebenden Ehegatten/Lebens-
partners übertragen werden (vgl. BMF v. 24.7.2013, BStBl. I 2013, 1022 – Tz.
223 f.). Der Anleger sollte folglich im Rahmen des Vertragsabschlusses dafür
Sorge tragen, dass das Vermögen im Fall seines Todes begünstigt bleibt, entwe-
der indem er die Hinterbliebenenversorgung in Form einer Rente absichert, weil
sein Partner direkt versorgt sein soll, oder indem er für den Todesfall sinnvoller-
weise die Kapitalauszahlung an den Ehegatten/Lebenspartner/die Erben ver-
einbart, wenn eine Absicherung des überlebenden Ehegatten/Lebenspartners
erst für dessen Rentenalter vorgesehen sein soll.

Beispiel: A, verheiratet, hat über 20 Jahre mit jährlich 2100 E (einschließlich Grund-
zulage) einen Altersvorsorgevertrag bespart. Er hat dafür insgesamt 3080 E Zulagen er-
halten und einen zusätzlichen Steuervorteil iHv. 20000 E. Über die Laufzeit wurden
Erträge iHv. 8000 E erwirtschaftet, die mit 3000 E auf Wertsteigerungen entfallen.
Noch vor Beginn der Auszahlungsphase verstirbt A im Jahr 2028. Der Altersvorsor-
gevertrag sieht für diesen Fall eine Kapitalauszahlung an die Ehefrau des A vor. Die
Ehefrau entschließt sich, einen auf ihren Namen lautenden Altersvorsorgevertrag abzu-
schließen und das geerbte Altersvorsorgekapital ihres verstorbenen Ehemanns dort
einzuzahlen. Sie nimmt keine weiteren Beitragsleistungen vor, da sie selbst keinen eige-
nen Anspruch auf staatliche Förderung hat.
Es kommt nicht zur Rückzahlung der staatlichen Förderungen iHv. 23080 E, und auch
die Erträge und Wertsteigerungen iHv. 8000 E unterliegen im Todesjahr des A nicht
der Besteuerung, da die überlebende Ehefrau das ausgezahlte Kapital wieder in einem
begünstigten Altersvorsorgevertrag angelegt hat. Sie hat ab Beginn der Auszahlungs-
phase, der sich nach ihrem Lebensalter richtet, die Rentenleistungen in voller Höhe
nachgelagert nach § 22 Nr. 5 Satz 1 zu besteuern, auch wenn sie selbst keine staatliche
Förderung erhalten hat.

E Keine Rückzahlung bei Erbengemeinschaft, wenn Altersvorsorgevermögen über-
quotal auf Altersvorsorgevertrag des Ehegatten/Lebenspartners übertragen
wird: Die Folgen einer schädlichen Verwendung sind nach der gesetzlichen For-
mulierung in Abs. 1 Satz 4 Buchst. c auch dann in vollem Umfang abgewendet,
wenn nicht nur der überlebende Ehegatte/Lebenspartner erbt, sondern zB eine
Erbengemeinschaft aus überlebendem Ehegatten/Lebenspartner und Kind des
Erblassers und beide gemeinsam entscheiden, das gesamte Kapital und nicht
nur den Anteil des überlebenden Ehegatten/Lebenspartners in einen Altersvor-
sorgevertrag zugunsten des überlebenden Ehegatten/Lebenspartners zu inves-
tieren. Im Gesetz heißt es nämlich nur, dass im Fall des Todes des Zulage-
berechtigten das angesparte begünstigte Altersvorsorgevermögen auf einen auf
den Namen des Ehegatten/Lebenspartner lautenden Altersvorsorgevertrag
übertragen werden muss. Es ist in derartigen Fällen auch unschädlich, wenn die
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über die Erbquote hinausgehende Begünstigung des überlebenden Ehegatten/
Lebenspartners im Rahmen der Erbauseinandersetzung anderweitig ausgegli-
chen wird, indem zB die übrigen Erben entsprechend höhere Anteile an den üb-
rigen Vermögensgegenständen der Erbmasse erhalten (vgl. BMF v. 24.7.2013,
BStBl. I 2013, 1022 – Tz. 224).

C. Erläuterungen zu Abs. 1a:
Übertragung von Altersvorsorgevermögen im Rahmen

des Versorgungsausgleichs

Nach der ursprünglichen Gesetzesfassung (AVmG) stellten Verfügungen, die im
Rahmen der Regelung der Scheidungsfolgen zu Lasten stl. geförderten Alters-
vorsorgekapitals getroffen wurden, entgegen der gesetzgeberischen Intention (s.
Anm. 2) immer eine schädliche Verwendung dar, mit der Folge, dass die auf die
Auszahlung entfallenden Zulagen und die nach § 10a Abs. 4 gesondert fest-
gestellten StErmäßigungen zurückzuzahlen waren. Durch mehrere gesetzliche
Änderungen sieht Abs. 1a Satz 1 nunmehr eine Regelung vor, wonach keine
schädliche Verwendung vorliegt, wenn das geförderte Altersvorsorgevermögen
weiterhin bestimmungsgemäß für den Aufbau einer förderfähigen Altersvorsor-
ge verwendet wird.
Übertragung auf einen Altersvorsorgevertrag oder in betriebliche Alters-
versorgung: Durch die Übertragung des geförderten Altersvorsorgevermögens
im Rahmen der internen oder externen Teilung wird keine Rückzahlungsver-
pflichtung der auf den übertragenen Teil entfallenden Zulagen und der nach
§ 10a Abs. 4 gesondert festgestellten Beträge ausgelöst, wenn das geförderte Al-
tersvorsorgevermögen auf einen zertifizierten Altersvorsorgevertrag oder eine
nach § 82 Abs. 2 begünstigte betriebliche Altersversorgung (Pensionsfonds,
Pensionskasse, Direktversicherung) übertragen wird. Um eine Gleichberechti-
gung mit anderen unschädlichen Übertragungsmöglichkeiten herzustellen und
später eine zutreffende nachgelagerte Besteuerung auch beim Ausgleichsberech-
tigten zu gewährleisten, geht die auf das übertragene Anrecht entfallende stl.
Förderung mit allen Rechten und Pflichten auf die ausgleichsberechtigte Person
über.
Übertragung auf die Versorgungsausgleichskasse oder die gesetzliche
Rentenversicherung: Eine schädliche Verwendung und verbunden damit eine
Rückforderung von Förderungen ist auch ausgeschlossen, wenn gefördertes Al-
tersvorsorgevermögen aufgrund einer externen Teilung auf die Versorgungsaus-
gleichskasse oder die gesetzliche Rentenversicherung übertragen wird. In beiden
Fällen sieht das Zielversorgungssystem später eine nachgelagerte Besteuerung
vor, so dass eine systemkonforme Besteuerung gewährleistet ist. Die Rechte und
Pflichten der ausgleichspflichtigen Person aus der stl. Förderung des übertrage-
nen Anteils können entfallen (Abs. 1a Satz 2 Halbs. 2). Anders als bei der Über-
tragung auf einen Altersvorsorgevertrag oder in betriebliche Altersversorgung
ist auch kein Übergang der Rechte und Pflichten auf die ausgleichsberechtigte
Person erforderlich. Bei einer Übertragung auf die gesetzliche Rentenversiche-
rung erfolgt die nachgelagerte Besteuerung nach § 22 Nr. 1 Satz 3 Buchst. a
Doppelbuchst. aa – und damit in einem System, das keine schädliche Verwen-
dung kennt. Bei einer Übertragung auf die Versorgungsausgleichskasse ist durch

C. Abs. 1a: Übertragung von AV-Vermögen Anm. 12–13 § 93
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die Bezugnahme auf § 3 Nr. 55b Satz 1 in § 22 Nr. 5 Satz 2 gewährleistet, dass
eine nachgelagerte Besteuerung erfolgt, soweit die ausgleichspflichtige Person
Förderungen in Anspruch genommen hat.
Verfahrensrechtliche Regelungen: Abs. 1a Sätze 3 bis 6 enthalten verfahrens-
rechtl. Regelungen, um sicherzustellen, dass sowohl der ausgleichspflichtigen als
– soweit erforderlich – auch der ausgleichsberechtigten Person die entsprechen-
den gesondert festgestellten Beträge nach § 10a Abs. 4 und die ermittelten Zula-
gen bekannt sind. Um Rechtssicherheit für alle Beteiligten zu schaffen, erlässt
die zentrale Stelle einen Feststellungsbescheid. Damit wissen die Verfahrens-
beteiligten, welche Konsequenzen sich aus einer schädlichen Verwendung des
ihnen zugerechneten Vermögens ergeben, denn im Fall einer schädlichen Ver-
wendung des geförderten Altersvorsorgevermögens muss derjenige Ehegatte/
Lebenspartner die Förderung zurückzahlen, der über das ihm zugerechnete
geförderte Altersvorsorgevermögen schädlich verfügt. Bezieht die ausgleichs-
berechtigte Person Leistungen aus dem geförderten Altersvorsorgevermögen, so
obliegt ihr als Leistungsempfänger die nachgelagerte Besteuerung.

D. Erläuterungen zu Abs. 2:
Übertragung von Altersvorsorgevermögen auf eine an-

dere begünstigte Kapitalanlage

I. Übertragung aus einem privaten Altersvorsorgevertrag (Abs. 2
Satz 1)

In § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 Buchst. b AltZertG hat der Gesetzgeber dem Inha-
ber eines Altersvorsorgevertrags die Möglichkeit eingeräumt, den privaten Al-
tersvorsorgevertrag mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalender-
vierteljahres zu kündigen, um das gebildete Kapital auf einen anderen auf seinen
Namen lautenden Altersvorsorgevertrag desselben oder eines anderen Anbieters
übertragen zu lassen.
Korrespondierend damit regelt § 93 Abs. 2 Satz 1, dass eine derartige Übertra-
gung von begünstigtem Altersvorsorgekapital keine schädliche Verwendung dar-
stellt. Die bis zur Übertragung gewährten Zulagen und zusätzlichen Steuervor-
teile bleiben dem Zulageberechtigten also erhalten. Im Übrigen bleiben auch die
Erträge aus der bisherigen Ansparphase weiterhin stfrei im Altersvorsorgever-
mögen konserviert.

II. Mitnahme einer betrieblichen Altersversorgung bei Arbeit-
geberwechsel, Portabilität (Abs. 2 Satz 2)

Verpflichtende Übertragung einer Anwartschaft: Ab dem 1.1.2001 ist der
ArbG verpflichtet, auf Verlangen des ArbN frühestens mit Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses den Barwert einer auf Entgeltumwandlung beruhenden unver-
fallbaren Anwartschaft auf einen neuen ArbG, bei dem der ausgeschiedene
ArbN beschäftigt ist, oder einen Versorgungsträger des neuen ArbG zu übertra-
gen, wenn der neue ArbG dem ArbN eine dem übertragenen Barwert wertmäßig
entsprechende Zusage erteilt und die ursprüngliche Anwartschaft auf einer Zu-
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sage beruht, die nach dem 31.12.2000 erteilt worden ist (§ 4 Abs. 4 BetrAVG
aF).
Auch in diesen Fällen traten gem. Abs. 2 Satz 2 die Folgen der schädlichen Ver-
wendung (Rückforderung der staatlichen Förderungen und nachgelagerte Be-
steuerung der Erträge aus der Ansparphase nach § 22 Nr. 5 Sätze 4 und 6) nicht
ein, wenn der neue ArbG oder der Versorgungsträger des neuen ArbG, auf den
die Anwartschaft übertragen worden war, eine lebenslange Altersversorgung iSd.
§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und 5 AltZertG zusagte.
Freiwillige Übertragung einer Anwartschaft: Eine zunächst bestehende Un-
sicherheit, ob die Folgen der schädlichen Verwendung auch in solchen Fällen
vermieden werden können, in denen der ArbG auf Verlangen des ArbN freiwil-
lig eine bestehende Versorgungsanwartschaft auf den neuen ArbG des ArbN
oder dessen Versorgungsträger überträgt, sind durch eine Änderung des Betr-
AVG im Rahmen des AltEinkG v. 5.7.2004 (BGBl. I 2004, 1427; BStBl. I 2004,
554) beseitigt worden. Danach dürfen unverfallbare Anwartschaften auf betrieb-
liche Altersversorgung und laufende Leistungen unter folgenden Voraussetzun-
gen übertragen werden:
– Es kann nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses im Einvernehmen des

ehemaligen mit dem neuen ArbG sowie dem ArbN die Zusage vom neuen
ArbG übernommen oder der Wert der vom ArbN erworbenen unverfall-
baren Anwartschaft auf betriebliche Altersversorgung (Übertragungswert) auf
den neuen ArbG übertragen werden, wenn dieser eine wertgleiche Zusage er-
teilt und für die neue Anwartschaft die Regelungen über Entgeltumwandlung
entsprechend gelten (§ 4 Abs. 2 BetrAVG).

– Der ArbN kann bei einem ArbG-Wechsel bei nach dem 31.12.2004 erteilten
Versorgungszusagen verlangen, dass der bisherige ArbG den Übertragungs-
wert auf eine Versorgungseinrichtung des künftigen ArbG überträgt (§ 4
Abs. 3 BetrAVG).

Begleitend regelt Abs. 2 Satz 2, dass hierin keine schädliche Verwendung liegt,
wenn das geförderte Altersvorsorgevermögen auf eine Pensionskasse, einen
Pensionsfonds oder eine Direktversicherung zum Aufbau einer kapitalgedeckten
Altersversorgung übertragen wird und auch nach der Übertragung eine lebens-
lange Altersversorgung des ArbN iSd. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 AltZertG gewähr-
leistet ist.

III. Abfindung einer betrieblichen Anwartschaft (Abs. 2 Satz 3)

Unabhängig von den Mitnahmemöglichkeiten in § 4 BetrAVG unterliegen Ver-
sorgungsanwartschaften aus der betrieblichen Altersvorsorge im Fall der Beendi-
gung des Arbeitsverhältnisses grds. einem Abfindungsverbot. § 3 Abs. 1 Betr-
AVG sieht für den Fall der Beendigung des Arbeitsverhältnisses jedoch vor,
dass eine unverfallbare Anwartschaft auf Verlangen des ArbG abzufinden ist,
wenn der bei Erreichen der vorgesehenen Altersgrenze maßgebende monatliche
Rentenbetrag 1 % der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 SGB IV (im Jahr
2013: West 2695 E, Ost 2275 E), bei Kapitalleistungen 12/10 der monatlichen
Bezugsgröße, nicht übersteigt und der ArbN nicht von seinem Recht auf Über-
tragung der Anwartschaft Gebrauch macht.
Auf Verlangen des ArbN kann eine unverfallbare Anwartschaft abgefunden
werden, wenn die Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung erstattet worden
sind.

III. Abfindung betriebl. Anwartschaft (Satz 3) Anm. 15–16 § 93
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Darüber hinaus sieht § 3 Abs. 4 BetrAVG noch Sonderregelungen für während
eines Insolvenzverfahrens erdiente Anwartschaften vor.
Keine schädliche Verwendung: Eine Abfindung nach § 3 BetrAVG führt
gem. Abs. 2 Satz 3 nicht zur Rückforderung der nach dem XI. Abschnitt ge-
währten Zulagen und eines zusätzlichen Steuervorteils aus dem SA-Abzug, so-
weit das geförderte Altersvorsorgevermögen zugunsten eines auf den Namen
des Zulageberechtigten lautenden Altersvorsorgevertrags geleistet wird. Auch
eine Versteuerung der im angesparten Kapital enthaltenen Erträge nach § 22
Nr. 5 Satz 4 findet im Jahr der Abfindung nicht statt. Es stellt sich jedoch die
Frage, ob diese Fälle in der Praxis häufig auftreten werden, denn es ist zu beden-
ken, dass ein Fall des Abs. 2 Satz 3 nur vorliegen kann, wenn der Abfindungs-
betrag aus mit Zulage nach dem XI. Abschnitt bzw. SA-Abzug nach § 10a geför-
dertem Altersvorsorgevermögen besteht. Im Bereich der betrieblichen
Altersversorgung dürfte jedoch vorrangig eine StFreistellung der Beiträge nach
§ 3 Nr. 63 erfolgen. Insoweit kann eine schädliche Verwendung nicht eintreten,
da die StFreistellung nicht zurückgefordert werden kann. Es kann in diesen Fäl-
len also nur zur Versteuerung nach § 22 Nr. 5 Satz 1 kommen. Außerdem ist zu
beachten, dass der Zulageberechtigte in den Fällen des Abs. 2 Satz 3 nach der
gesetzlichen Formulierung zwingend einen privaten zertifizierten Altersvorsor-
gevertrag abschließen muss, um eine Rückzahlung der staatlichen Förderungen
zu vermeiden. Wechselt der ArbN in ein neues Arbeitsverhältnis, ist es daher
uU sinnvoller, möglichst eine Mitnahme der Versorgungsanwartschaft zum neu-
en ArbG zu erreichen, um damit das geförderte Altersvorsorgevermögen auch
wieder in einen Durchführungsweg der betrieblichen Altersversorgung übertra-
gen zu können.
Schädliche Verwendung bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses unter
Abfindung verfallbarer Anwartschaften: Einigen sich ArbN und ArbG bei
Beendigung des Arbeitsverhältnisses auf die Abfindung einer verfallbaren An-
wartschaft, was zwar vom ArbN nicht gefordert werden, bei entsprechender Ei-
nigung zwischen ArbG und ArbN aber vorkommen kann, hätte der ArbN bei
vorangegangener Förderung nach dem XI. Abschnitt oder § 10a die Folgen
einer schädlichen Verwendung von Altersvorsorgevermögen nach der ursprüng-
lichen gesetzlichen Formulierung von § 93 Abs. 2 nicht verhindern können,
denn die Vorschrift sah Ausnahmen nur in den Fällen des § 3 Abs. 1 BetrAVG
vor. Diese Vorschrift regelt aber nur die Abfindung unverfallbarer Anwartschaf-
ten. Durch die gesetzliche Änderung im Rahmen des StÄndG 2001 hat der Ge-
setzgeber aber klargestellt, dass auch in diesen Fällen durch Einzahlung des Ab-
findungsbetrags auf einen zertifizierten Altersvorsorgevertrag die bisher
gewährte Förderung erhalten bleibt. Dies hat sich durch die Neuregelung des
Abs. 2 Sätze 2 und 3 durch das AltEinkG v. 5.7.2004 (BGBl. I 2004, 1427;
BStBl. I 2004, 554) nicht geändert.
Schädliche Verwendung bei Abfindung ohne Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses: Einigen sich ArbG und ArbN unabhängig von der Beendigung des
Arbeitsverhältnisses über die Abfindung einer Versorgungsanwartschaft, be-
stand für den Fall, dass die Beiträge über den XI. Abschnitt bzw. § 10a gefördert
worden sind, für den ArbN zunächst ebenfalls keine Möglichkeit, die Folgen der
schädlichen Verwendung zu vermeiden, denn § 3 Abs. 1 BetrAVG findet nur
auf Abfindungen im Zusammenhang mit der Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses Anwendung.

§ 93 Anm. 16 D. Abs. 2: Übertr. auf begünstigte Kapitalanlage
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Dem Zweck des Gesetzes entsprechend ist allerdings auch dies im Rahmen des
StÄndG 2001 bereinigt worden und gilt mit der Neuregelung des Abs. 2 Sätze 2
und 3 durch das AltEinkG unverändert fort.

IV. Übernahme einer Direktversicherung durch den Arbeitneh-
mer bei Widerruf des Bezugsrechts durch den Arbeitgeber

Wird die Bezugsberechtigung aus einer arbeitgeberfinanzierten Direktversiche-
rung, für die der ArbN die Förderung nach dem XI. Abschnitt oder § 10a in An-
spruch genommen hat, vor Eintritt der Unverfallbarkeit widerrufen, weil der
ArbN aus dem Unternehmen ausscheidet, liegt ein Fall der schädlichen Verwen-
dung iSd. Abs. 1 Satz 1 vor, denn es kommt in diesem Fall zu einer Auszahlung
von gefördertem Altersvorsorgevermögen an den ArbG und damit nicht an den
Zulageberechtigten. Die Voraussetzungen für eine förderunschädliche Kapital-
übertragung nach Abs. 2 sind nicht erfüllt, denn dies würde voraussetzen, dass
der ArbN im Alter eine lebenslange Leistung aus diesem Kapital erhält. Da ihm
aber das Bezugsrecht entzogen worden ist, ist dies gerade nicht der Fall. Aller-
dings beschränken sich die Folgen der schädlichen Verwendung in diesem Fall
wohl auf die Rückforderung der staatlichen Förderung. Eine nachgelagerte Be-
steuerung der Erträge aus der Ansparphase nach § 22 Nr. 5 Sätze 4 und 6
kommt hingegen nicht in Betracht, da diese Beträge dem ArbN nicht zufließen,
sondern beim ArbG verbleiben.
Vermeidung einer schädlichen Verwendung: Die Rückzahlung der Alters-
vorsorgezulagen und des zusätzlichen Steuervorteils aus dem SA-Abzug kann
allerdings vermieden werden, wenn ein entgeltlicher Wechsel des Versicherungs-
nehmers stattfindet, weil der ArbN die bestehende Versicherung als Versiche-
rungsnehmer weiterführt.
Der Widerruf der verfallbaren Bezugsberechtigung im Fall einer arbeitgeber-
finanzierten Absicherung über einen Pensionsfonds oder eine Pensionskasse
dürfte in der Praxis idR keine vergleichbaren Probleme mit sich bringen, da für
arbeitgeberfinanzierte Beiträge an diese Versorgungseinrichtungen Förderung
grds. über die StFreiheit nach § 3 Nr. 63 gewährt wird und nicht über die Zulage
nach dem XI. Abschnitt und § 10a.

E. Erläuterungen zu Abs. 3:
Abfindung einer Kleinbetragsrente

Vermeidung von unverhältnismäßigem Aufwand: Mit Wirkung ab dem 1.1.
2005 hat der Gesetzgeber in Abs. 3 die Möglichkeit geschaffen, eine Klein-
betragsrente ohne die Folgen der schädlichen Verwendung abfinden zu können.
Eine solche Regelung erscheint sinnvoll, da die lebenslange Auszahlung kleiner
Beträge mit einem unverhältnismäßigen Aufwand für die Anbieter verbunden
ist. Eine Kleinbetragsrente liegt vor, wenn bei gleichmäßiger Verteilung des zu
Beginn der Auszahlungsphase zur Verfügung stehenden geförderten Kapitals –
einschließlich einer eventuellen Teilkapitalauszahlung – der Wert von 1 % der
monatlichen Bezugsgröße (West) nach § 18 SGB IV nicht überschritten wird.
Die monatliche Bezugsgröße zum 1.1.2013 beträgt 2695 E, so dass im Jahr 2013

E. Abs. 3: Abfindung einer Kleinbetragsrente Anm. 16–18 § 93
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eine Kleinbetragsrente bei einem monatlichen Rentenbetrag von nicht mehr als
26,95 E vorliegt. Das geförderte Altersvorsorgevermögen von sämtlichen Ver-
trägen bei einem Anbieter ist für die Berechnung zusammenzufassen (BMF v.
24.7.2013, BStBl. I 2013, 1022 – Tz. 195).
Abfindung bei mehreren Verträgen: Hat der Anspruchsberechtigte mehrere
Altersvorsorgeverträge mit unterschiedlichem Auszahlungsbeginn abgeschlos-
sen, ist eine vorgenommene Abfindung nach Auffassung der FinVerw. nicht
rückgängig zu machen, wenn sich bei Auszahlungsbeginn eines weiteren Ver-
trags herausstellen sollte, dass dessen Erträge doch höher waren als zunächst
prognostiziert oder nachträglich noch Zulagezahlungen für den Vertrag einge-
hen. Für den weiteren Vertrag kommt dann allerdings eine Abfindung nicht
mehr in Betracht, und zwar auch dann nicht, wenn die Rente aus diesem Vertrag
nur ganz gering sein sollte (vgl. BMF v. 24.7.2013, BStBl. I 2013, 1022 – Tz.
195 ff.).

Beispiel: A hat zwei zertifizierte Altersvorsorgeverträge bei einem Anbieter abge-
schlossen. Die Rente aus Vertrag 1 soll mit Vollendung des 60. Lebensjahres zu laufen
beginnen, die Rente aus Vertrag 2 mit Vollendung des 65. Lebensjahres. Bei Voll-
endung des 60. Lebensjahres in 2008 steht fest, dass die Rente aus Vertrag 1 18,50 E
pro Monat betragen wird. Die Rente aus Vertrag 2 wird mit 6,90 E prognostiziert. Da
damit insgesamt die Grenze einer Kleinbetragsrente von 26,95 E monatlich nicht über-
schritten ist, findet der Anbieter die Rente aus dem Vertrag 1 ab. Mit Vollendung des
65. Lebensjahres steht fest, dass die Rente aus dem Vertrag 2 8,50 E monatlich betra-
gen wird, da die Rendite deutlich besser ausgefallen ist als zunächst prognostiziert.
Rechnet man die beiden Rentenansprüche zusammen, ist die Grenze der Kleinbetrags-
rente geringfügig überschritten. Dies hat zur Folge, dass die Rente aus Vertrag 2 nicht
unschädlich abgefunden werden darf. Um die Förderungen nicht zu verlieren, wäre es
lediglich möglich, die zwölf Monatsrenten zu einer Auszahlung zusammenzufassen.
Hinsichtlich des Vertrags 1 bleibt es jedoch bei der Abfindung.

Abfindung bei mehreren Risiken: Bei Verträgen mit jeweils mehreren abge-
sicherten biometrischen Risiken bezieht sich die Prüfung der Kleinbetragsren-
ten-Grenze auf das jeweilige Risiko, wenn insoweit eigenständige Deckungskapi-
talien bestehen, und auf den jeweils für das abgesicherte Risiko maßgebenden
Auszahlungsbeginn. Wird zB bei Eintritt der Erwerbsunfähigkeit festgestellt,
dass hinsichtlich der Erwerbsminderungsrente eine Kleinbetragsrente vorliegt,
kann zu diesem Zeitpunkt noch nicht beurteilt werden, ob dies auch für die Al-
tersrente gilt. Insoweit ist zunächst die Vollendung des 60. Lebensjahres abzu-
warten – und zwar auch, wenn der Vertrag mit Eintritt der Erwerbsunfähigkeit
beitragsfrei gestellt wird.
Verträge bei unterschiedlichen Anbietern: Da die Regelungen zur zusam-
menfassenden Betrachtung mehrerer Verträge nur gelten, wenn diese bei ein
und demselben Anbieter abgeschlossen wurden, können derartige Fragestellun-
gen vermieden werden, indem mehrere Verträge bei mehreren Anbietern abge-
schlossen werden. In diesem Fall sind die Verträge für die Abfindung einer
Kleinbetragsrente getrennt zu betrachten.
Auszahlung von Zulage nach Abfindung: Ob Zulagen, die nach einer Abfin-
dung beim Anbieter eingehen, unmittelbar an den Anleger weitergereicht wer-
den können, ist – je nach abgefundenem Risiko – unterschiedlich zu handhaben:
– Abfindung einer Altersrente: Zulage darf weitergereicht werden;
– Abfindung einer Erwerbsunfähigkeitsrente: Zulage ist dem Vertrag gut-

zuschreiben;
– Abfindung einer Hinterbliebenenrenten ohne eigenes Deckungskapital: Zula-

ge ist dem Vertrag gutzuschreiben;

§ 93 Anm. 18 E. Abs. 3: Abfindung einer Kleinbetragsrente
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– Abfindung einer Hinterbliebenenrente mit eigenem Deckungskapital: Zulage
darf an den begünstigten Hinterbliebenen weitergereicht werden.

Dem liegt folgender Gedanke zugrunde: Im Regelfall erfolgt über einen Alters-
vorsorgevertrag vorrangig die Altersabsicherung. Solange also noch Altersvor-
sorgekapital in dem Vertrag gebunden ist, ist die Zulage dem Vertrag gut-
zuschreiben. Ist das Altersvorsorgevermögen mit dem Tod des Anlegers
„untergegangen“ und beruht die Hinterbliebenenrente bzw. Abfindung nicht
auf eigenem Deckungskapital, geht auch die Zulage unter. Beruht die Hinterblie-
benenrente bzw. Abfindung hingegen auf eigenem Deckungskapital, bestand in-
soweit ein Kapitalstock, dem die Zulage unabhängig vom Altersvorsorgever-
mögen zugerechnet werden kann. Insoweit darf folglich eine Weiterleitung an
den Hinterbliebenen erfolgen.

F. Erläuterungen zu Abs. 4:
Sonderregelung für Altersvorsorgeverträge nach § 1

Abs. 1a AltZertG

Verträge mit wohnungswirtschaftlicher Verwendung: Gemäß § 1 Abs. 1a
AltZertG sind auch Darlehensverträge, Bausparverträge mit Darlehensoption
und Bauspar-Kombiverträge zertifizierungsfähige Altersvorsorgeverträge. Vo-
raussetzung ist allerdings, dass das Darlehen für eine wohnungswirtschaftliche
Verwendung iSd. § 92a Abs. 1 Satz 1 verwendet wird. Insbesondere bei Darle-
hensverträgen mit Darlehensoption und Bauspar-Kombiverträgen kann es be-
reits vor Inanspruchnahme des Darlehens zur Gewährung einer Förderung für
die Bausparbeiträge kommen.
Tatbestand der schädlichen Verwendung oder Wohnförderkonto: Kommt
es in diesen Fällen ungeachtet dessen, dass der Anleger vertraglich die Verwen-
dung der Darlehensmittel zur wohnungswirtschaftlichen Verwendung zugesi-
chert hat, zu einer nicht zweckgemäßen Verwendung, war zunächst unklar, wie
eine solche Fehlverwendung zu sanktionieren ist, denn eine Einstellung der ge-
förderten Beträge auf dem Wohnförderkonto war zu dem Zeitpunkt noch nicht
erfolgt und konnte aufgrund der bestehenden gesetzlichen Regelungen auch im
Zeitpunkt der Fehlverwendung von Darlehensmitteln nicht nachgeholt werden.
Da mangels wohnungswirtschaftlicher Verwendung im Ergebnis kein begünstig-
ter Altersvorsorgevertrag iSd. § 1 Abs. 1a AltZertG mehr vorliegt, erschien es
konsequent, für diesen Fall eine schädliche Verwendung anzuordnen, die die
Rückforderung der gewährten Förderungen zur Folge hat. Dies hat der Gesetz-
geber für alle Fallgestaltungen des § 1 Abs. 1a AltZertG im Rahmen des JStG
2010 v. 8.10.2010 (BGBl. I 2010, 1768; BStBl. I 2010, 1394) unter Berücksichti-
gung von Befreiungstatbeständen auch zunächst in Abs. 4 vorgesehen. Im Rah-
men des AltvVerbG v. 24.6.2013 (BGBl. I 2013, 1667; BStBl. I 2013, 790) hat er
dann differenziert:
E Bausparvertrag mit Darlehensoption: Wird später das Darlehen nicht wohnungs-
wirtschaftlich iSd. § 92a Abs. 1 Satz 1 verwendet, liegt zum Zeitpunkt der Darle-
hensauszahlung eine schädliche Verwendung des geförderten Altersvorsorgever-
mögens vor mit der Folge, dass die gewährten Förderungen (Zulage nach dem
XI. Abschnitt, SA-Abzug nach § 10a) zurückgefordert werden. Die Rückforde-
rung kann allerdings vermieden werden, wenn das geförderte Altersvorsorgever-
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mögen innerhalb eines Jahres nach Ablauf des VZ, in dem das Darlehen aus-
gezahlt wurde, auf einen anderen zertifizierten Altersvorsorgevertrag übertragen
wird, der auf den Namen des Zulageberechtigten lautet. Damit die Befreiungs-
möglichkeit nicht zu einer Besteuerungs- bzw. Sanktionslücke führt, hat der Zu-
lageberechtigte dem Anbieter die Absicht zur Kapitalübertragung, den Zeit-
punkt der Kapitalübertragung bis zum Zeitpunkt der Darlehensauszahlung und
die Aufgabe der Absicht zur Kapitalübertragung mitzuteilen. Da der Zulage-
berechtigte jeden Altersvorsorgevertrag für die Kapitalübertragung nutzen kann,
verfügt der Anbieter nicht ohne Weiteres über die notwendigen Angaben, da
der entsprechende Vertrag möglicherweise bei einem anderen Anbieter geführt
wird. Wird die Absicht zur Kapitalübertragung aufgegeben, tritt die schädliche
Verwendung zu dem Zeitpunkt ein, zu dem die Mitteilung des Zulageberechtig-
ten hierzu beim Anbieter eingeht, spätestens aber am 1. Januar des zweiten Jah-
res nach dem Jahr, in dem das Darlehen ausgezahlt wurde.
E Bauspar-Kombivertrag: Für Bauspar-Kombiverträge hat der Gesetzgeber einen
anderen Weg gewählt. Um alle Produkte mit wohnungswirtschaftlicher Verwen-
dung gleich zu behandeln (bei einem Bauspar-Kombivertrag muss bereits das
Vorausdarlehen wohnungswirtschaftlich verwendet werden), führt die Fehlver-
wendung des späteren Bausparguthabens nebst Darlehen (keine Verwendung
zur Ablösung des wohnungswirtschaftlich verwendeten Vorausdarlehens) mit
Wirkung ab dem 1.7.2013 nicht mehr zu einer schädlichen Verwendung, son-
dern gem. § 92a Abs. 3 Satz 8 nF zur Anlage eines Wohnförderkontos. Die un-
geförderten Beiträge und Erträge fließen dem Zulageberechtigten zu diesem
Zeitpunkt zu, wenn er nicht von den Reinvestitionsmöglichkeiten Gebrauch
macht, indem er die Beiträge, die als Tilgungsleistungen behandelt wurden, so-
wie die darauf entfallenden Zulagen und Erträge auf einen anderen Altersvorsor-
gevertrag des Zulageberechtigten überträgt.
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